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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 RJ 269/05 B 

 

 

 
…………………………………….., 
 
 
 

Kläger, Antragsteller  
und Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Niederbayern-Oberpfalz, 
Am Alten Viehmarkt 2, 84028 Landshut, 
 
 

Beklagte, Antragsgegnerin  
und Beschwerdegegnerin. 

 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Januar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e  

beschlossen:  

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 24. August 2005 Prozess- 

kostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten 

Urteil wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen  

Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Auf den gerichtlichen Vergleich vom 23. September 1992 gewährte die Beklagte dem Kläger 

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU) auf Zeit bis 30. Juni 1991. Im Dezember 1998 

beantragte der Kläger erneut Versichertenrente wegen EU. Mit Urteil vom 24. August 2005 hat 

das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des Klägers auf Weiter- oder 

Wiedergewährung von Rente wegen EU bzw auf Gewährung von Rente wegen 

Erwerbsminderung verneint, weil der Kläger ab Juli 1991 nach dem Ergebnis der medizinischen 

Beweisaufnahme wieder in der Lage gewesen sei, regelmäßig leichte Arbeiten ohne besondere 

Anforderung an die nervliche Belastbarkeit, ohne Zeitdruck, ohne Nacht- und Wechselschicht 

sowie ohne schweres Heben und Tragen von Lasten vollschichtig zu verrichten; für die Zeit 

nach dem 6. September 1992 erfülle der Kläger die besonderen versicherungsrechtlichen 

Voraussetzungen für eine Rente der begehrten Art nicht mehr.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger persönlich Beschwerde 

beim Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und sinngemäß die Bewilligung von Prozesskosten-

hilfe sowie die Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts ist 

abzulehnen.  

 

Nach § 73a des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung kann einem 

Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn 

die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht 

der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein nach § 166 Abs 2 SGG zugelassener Prozessbevoll-

mächtigter in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu be-

gründen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach 

summarischer Prüfung des Streitstoffes ersichtlich. Damit war das LSG auch nicht gehalten, die 

Revision zuzulassen.  

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung iS dieser 

Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, 
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über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 11, 39). Die 

Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist dann nicht der Fall, wenn die Antwort 

darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 4) oder die 

Frage bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechts-

fragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind hier nicht 

ersichtlich. Zu den Leistungsvoraussetzungen von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

bzw Erwerbsunfähigkeit - soweit diese sich nicht bereits zweifelsfrei aus dem Gesetz ergeben - 

besteht bereits eine umfangreiche Rechtsprechung des BSG (vgl dazu die Nachweise bei 

Niesel in Kasseler Komm, Ablegeordner sowie laufende Kommentierung, Anm zu §§ 43, 44 des 

Sechsten Buchs Sozialgesetzbuch). Dies gilt auch zu den besonderen versicherungspflichtigen 

Voraussetzungen, die nach den Feststellungen des LSG nach dem 6. September 1992 nicht 

mehr vorliegen, so dass eine nach diesem Zeitpunkt liegende Verschlechterung des 

Gesundheitszustandes und des damit verbundenen Leistungsvermögens des Klägers außer 

Betracht zu bleiben hatte. Deshalb konnte das LSG auf eine erneute Begutachtung des Klägers 

zur Feststellung seines gegenwärtigen Leistungsvermögens verzichten. 

 

Des Weiteren ist nicht ersichtlich, dass der Zulassungsgrund der Abweichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Abweichung (Divergenz) bedeutet Wider-

spruch im Rechtssatz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender ab-

strakter Rechtssätze, die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zugrunde gelegt 

worden sind. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten 

Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des 

GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat (vgl Meyer-Ladewig in ders/Keller/Leitherer, SGG-

Komm, 8. Aufl 2005, RdNr 13 zu § 160; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, 

RdNr 163 f). Davon kann vorliegend nicht ausgegangen werden. Das Urteil des LSG stimmt mit 

der einschlägigen Rechtsprechung des BSG überein; ebenso wenig liegt eine Divergenz zur 

Rechtsprechung des GmSOGB oder des BVerfG vor.  

 

Schließlich lässt sich kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Der Kläger hat ausweislich seiner "Aussage" vom 

11. August 2005 die Ladung zum Termin am 24. August 2005 erhalten und lediglich um Ver-

ständnis dafür gebeten, dass er ohne Begleitperson nicht in der Lage sei, nach Deutschland zu 

kommen. Einen Vertagungsantrag hat er nicht gestellt, so dass das LSG am 24. August 2005 

an einer Sachentscheidung nicht gehindert war.  

 

Der Umstand, dass der Streitgegenstand im Tatbestand des angefochtenen Urteils offensicht-

lich unzutreffend bezeichnet worden ist, weil es nach den dortigen Ausführungen um die 

Weitergewährung von Rente wegen Erwerbsunfähigkeit über den "30. September 2001" hinaus 

gehe, erweist sich als offenbare Unrichtigkeit im Tatbestand des angefochtenen Urteils. Sie 

stellt jedenfalls keinen Verfahrensmangel dar.  
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Die vom Kläger persönlich gegen das Urteil des LSG eingelegte Beschwerde ist bereits deshalb 

unzulässig, weil sie nicht von einem vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten (vgl 

§ 166 SGG) eingelegt worden ist. Die Verwerfung der unzulässigen Beschwerde erfolgt gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG ohne Hinzuziehung 

ehrenamtlicher Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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